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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2014 Ausgegeben am 24. Juni 2014 Teil II 

154. Verordnung: Änderung der Pendlerverordnung 

154. Verordnung des Bundesministers für Finanzen, mit der die Verordnung über die 
Kriterien zur Ermittlung des Pendlerpauschales und des Pendlereuros, zur Einrichtung 
eines Pendlerrechners und zum Vorliegen eines Familienwohnsitzes (Pendlerverordnung) 
geändert wird 

Auf Grund des § 16 Abs. 1 Z 6, des § 20 Abs. 1 Z 2 lit. e und des § 33 Abs. 5 des 
Einkommensteuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 400/1988, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 40/2014, wird verordnet: 

Die Verordnung über die Kriterien zur Ermittlung des Pendlerpauschales und des Pendlereuros, zur 
Einrichtung eines Pendlerrechners und zum Vorliegen eines Familienwohnsitzes (Pendlerverordnung), 
BGBl. II Nr. 276/2013, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 4 bis 7 und Abs. 9 lauten: 
„(4) Bei flexiblen Arbeitszeitmodellen (beispielsweise gleitender Arbeitszeit), ist der Ermittlung der 

Entfernung ein Arbeitsbeginn und ein Arbeitsende zu Grunde zu legen, das den überwiegenden 
tatsächlichen Arbeitszeiten im Kalenderjahr entspricht. 

(5) Sind die zeitlichen und örtlichen Umstände der Erbringung der Arbeitsleistung während des 
gesamten Kalendermonats im Wesentlichen gleich und ergeben sich nach Abs. 2 einerseits und Abs. 3 
andererseits abweichende Entfernungen, ist die längere Entfernung maßgebend. 

(6) Sind die zeitlichen oder örtlichen Umstände der Erbringung der Arbeitsleistung während des 
gesamten Kalendermonats nicht im Wesentlichen gleich, ist jene Entfernung maßgebend, die im 
Kalendermonat überwiegend zurückgelegt wird. Liegt kein Überwiegen vor, ist die längere Entfernung 
maßgebend. 

(7) Gehwege sind Teilstrecken, auf denen kein Massenbeförderungsmittel verkehrt. Eine Teilstrecke 
unmittelbar vor der Arbeitsstätte ist als Gehweg zu berücksichtigen, wenn sie zwei Kilometer nicht 
übersteigt. In allen übrigen Fällen sind als Gehwege Teilstrecken zu berücksichtigen, die einen Kilometer 
nicht übersteigen. 

(9) Ist die Benützung eines Massenbeförderungsmittels unzumutbar (§ 2 Abs. 1), bemisst sich die 
Entfernung nach den Straßenkilometern der schnellsten Straßenverbindung. Beträgt die Gesamtstrecke 
zumindest zwei Kilometer, sind angefangene Kilometer auf volle Kilometer aufzurunden.“ 

b) Es wird folgender Abs. 10 angefügt: 
„(10) Bei der Ermittlung der Straßenkilometer gemäß Abs. 8 und 9 sind nur abstrakte 

durchschnittliche Verhältnisse zu berücksichtigen, die auf einer typisierenden Betrachtung beruhen 
(insbesondere Durchschnittsgeschwindigkeiten). Konkrete Verhältnisse (insbesondere Staus oder privat 
veranlasste Umwege) sind nicht zu berücksichtigen.“ 

2. § 2 Abs. 2 lautet: 
„(2) Die Zeitdauer umfasst die gesamte Zeit, die vom Verlassen der Wohnung bis zum 

Arbeitsbeginn bzw. vom Arbeitsende bis zum Eintreffen bei der Wohnung verstreicht; sie umfasst auch 
Wartezeiten. Für die Ermittlung der Zeitdauer gilt: 
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 1. Stehen verschiedene Massenbeförderungsmittel zur Verfügung, ist das schnellste 
Massenbeförderungsmittel zu berücksichtigen. 

 2. Zudem ist die optimale Kombination von Massenbeförderungs- und Individualverkehrsmittel zu 
berücksichtigen; dabei ist für mehr als die Hälfte der Entfernung ein zur Verfügung stehendes 
Massenbeförderungsmittel zu berücksichtigen. Ist eine Kombination von Massenbeförderungs- 
und Individualverkehrsmittel mit einem Anteil des Individualverkehrsmittels von höchstens 
15 Prozent der Entfernung verfügbar, ist diese Kombination vorrangig zu berücksichtigen. 

 3. Steht sowohl ein Massenbeförderungsmittel als auch eine Kombination von 
Massenbeförderungs- und Individualverkehrsmittel zur Verfügung, liegt eine optimale 
Kombination im Sinne der Z 2 nur dann vor, wenn die nach Z 2 ermittelte Zeitdauer gegenüber 
dem schnellsten Massenbeförderungsmittel zu einer Zeitersparnis von mindestens 15 Minuten 
führt.“ 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 5 und 6 lauten: 
„(5) Das Ergebnis des Pendlerrechners ist nicht heranzuziehen, wenn nachgewiesen wird, dass 

 1. bei der Berechnung der Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsstätte bzw. der Entfernung 
zwischen Arbeitsstätte und Wohnung (§ 1) oder 

 2. bei der Beurteilung, ob die Benützung eines Massenbeförderungsmittels unzumutbar ist (§ 2) 
unrichtige Verhältnisse berücksichtigt werden. Dieser Nachweis kann vom Steuerpflichtigen nur im 
Rahmen der Einkommensteuerveranlagung erbracht werden. Die Nachweismöglichkeit erstreckt sich 
jedoch nicht auf jene Verhältnisse, die dem Pendlerrechner auf Grund einer abstrakten Betrachtung des 
Individualverkehrs hinterlegt sind und auf einer typisierenden Betrachtung beruhen (beispielsweise die 
hinterlegte Durchschnittsgeschwindigkeit). 

(6) Der Arbeitnehmer hat das Ergebnis des Pendlerrechners auszudrucken. Dieser Ausdruck gilt als 
amtlicher Vordruck im Sinne des § 16 Abs. 1 Z 6 lit. g EStG 1988. Erfolgt keine Berücksichtigung des 
Pendlerpauschales und des Pendlereuro durch den Arbeitgeber bei Anwendung des Lohnsteuertarifs, hat 
der Arbeitnehmer den Ausdruck des ermittelten Ergebnisses des Pendlerrechners für Zwecke der 
Berücksichtigung bei der Einkommensteuerveranlagung heranzuziehen und aufzubewahren.“ 

b) Es wird folgender Abs. 7 angefügt: 
„(7) Ist die Verwendung des Pendlerrechners nicht möglich (insbesondere weil die Wohnung oder 

Arbeitsstätte im Ausland liegt) oder liefert der Pendlerrechner dauerhaft kein Ergebnis (insbesondere bei 
Fehlermeldung wegen Zeitüberschreitung), hat der Arbeitnehmer für die Inanspruchnahme des 
Pendlerpauschales und des Pendlereuro den für derartige Fälle aufgelegten amtlichen Vordruck zu 
verwenden. Wenn der Pendlerrechner dauerhaft kein Ergebnis liefert, ist dies durch einen entsprechenden 
Ausdruck des Pendlerrechners nachzuweisen.“ 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Z 1 wird vor der Wortfolge „bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 2014“ das Wort 
„erstmalig“ eingefügt. 

b) In Abs. 2 Z 2 wird das Datum „30. September“ durch „31. Oktober“ ersetzt. 

c) In Abs. 2 Z 3 wird das Datum „30. Juni“ durch „30. September“ ersetzt. 

5. Es wird folgender § 6 samt Überschrift angefügt: 
„Übergangsbestimmungen 

§ 6. (1) Liegt dem Arbeitgeber ein Ausdruck des Pendlerrechners mit einem Abfragedatum vor dem 
25. Juni 2014 vor, ist dieses Ergebnis im Rahmen der Lohnverrechnung nur bis 31. Dezember 2014 zu 
berücksichtigen. Für Lohnzahlungszeiträume die nach dem 31. Dezember 2014 beginnen, sind 
ausschließlich Ausdrucke des Pendlerrechners mit einem Abfragedatum ab dem 25. Juni 2014 zu 
berücksichtigen. 

(2) Liegt dem Arbeitgeber ein Ausdruck des Pendlerrechners mit einem Abfragedatum ab dem 
25. Juni 2014 vor, gilt Folgendes: 
 1. Ergibt dieser Ausdruck gegenüber dem schon abgegebenen Ausdruck ein höheres 

Pendlerpauschale und/oder einen höheren Pendlereuro und liegt dieser Ausdruck bis spätestens 
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30. September 2014 beim Arbeitgeber vor, ist das höhere Pendlerpauschale und/oder der höhere 
Pendlereuro zu berücksichtigen. Der Arbeitgeber hat bis spätestens 31. Oktober 2014 eine 
Aufrollung gemäß § 77 Abs. 3 EStG 1988 mit Wirkung ab 1. Jänner 2014 vorzunehmen (§ 5 
Abs. 2 Z 2). 

 2. Ergibt dieser Ausdruck gegenüber dem schon abgegebenen Ausdruck ein geringeres 
Pendlerpauschale und/oder einen geringeren Pendlereuro, ist das geringere Pendlerpauschale 
und/oder der geringere Pendlereuro erstmalig für Lohnzahlungszeiträume zu berücksichtigen, die 
nach dem 31. Dezember 2014 beginnen. 

(3) Abs. 1 und 2 gelten für die Berücksichtigung des Pendlerpauschales und des Pendlereuro im 
Wege der Einkommensteuerveranlagung entsprechend.“ 

Spindelegger 
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